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Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplans
treten in seinem Geltungsbereich  alle
bisher geltenden Bebauungspläne  außer
Kraft.

Vorstehender Bebauungsplan  wird 
hiermit  ausgefertigt

Möglingen, den       12.10.1998

Bürgermeister

Abgrenzung
-  Im Westen von der Westgrenze der Raiffeisenstraße,
der Hohenzollernstraße und dem Flurstück 5104;
-  im Norden von den Flurstücken 5102, 5101, 5098,
5097, 5094, 5093/2, dem Feldweg 5133/1, den
Flurstücken 5796, 5782, dem Feldweg 700/1 und 739
(Gemarkung Asperg);
-  im Osten von den Flurstücken 678/2, 679, 680 (alle
Gem. Asperg), 5796, 5795, 5794, 5793, 5792, 5791,
5790, 5789, 5788, 5787, 5786, 5783, 5782, Feldweg
695/1 (Gem. Asperg) und Feldweg 5739;
- im Süden von dem Flurstück 5795 und von der
Gleisanlage entlang der Daimlerstraße und von der
Maybachstraße

Es gelten die im Plan festgesetzten Grenzen des
Geltungsbereiches!
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Textteil
Rechtsgrundlagen dieses Bebauungsplanes sind: Baugesetzbuch (BauGB) vom
8. Dezember 1986, zuletzt geändert am 23.11.1994, Baunutzungsverordnung
(BauNVO) vom 27. Januar 1990, zuletzt geändert am 22.4.1993, Planzeichen-
verordnung (PlanZVO) vom 18. Dezember 1990 und Landesbauordnung (LBO)
vom 28. November 1983, zuletzt geändert am 8.8.1995.
Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes werden in seinem Geltungsbereich alle
bisherigen planungs- und bauordnungsrechtlichen Festsetzungen ungültig.
Im Geltungsbereich gilt, soweit durch Zeichnung, Farbe und Schrift im einzelnen
nichts anderes festgesetzt ist, folgendes

A Planungsrechtliche  Festsetzungen
1.0 Art der baulichen Nutzung

1.1 Baugebietsflächen

1.1.1 Gewerbegebiet (GE)
§ 8 BauNVO i.V.m. § 1 (5, 6) BauNVO

1. Zulässig sind die nach § 8 (2) Nr. 1 genannten Nutzungen wie Ge-
werbebetriebe aller Art und öffentliche Betriebe, sowie die in Nr. 2 bis
4 genannten Nutzungen. Die sonstigen in Nr. 1 genannten Nutzun-
gen wie Lagerhäuser und Lagerplätze (Speditionen) sind nicht zuläs-
sig.

Einzelhandelsbetriebe folgender Branchen sind unzulässig:
- Nahrungs- und Genußmittel (ohne Getränkemärkte) mit den

Betrieben des Ernährungshandwerks
- Drogerie, Parfümerie,  Apotheken, Sanitätshaus
- Blumen, zoologischer Bedarf
- Bücher, Papier- und Schreibwaren, Spielwaren, Musikalien
- Oberbekleidung (Damen-, Herren-, Kinderbekleidung), Wäsche,

Wolle, Kurzwaren, Handarbeiten
- Schuh-, Leder- und Galanteriewaren, Sportartikel
- Elektrowaren (Radio, TV, Video, Elektrokleingeräte)
- Haushaltswaren, Foto, Optik, Uhren, Schmuck
- Haus- und Tischwäsche, Bettwäsche, Gardinen

2. Die nach § 8 (3) Nr. 3 ausnahmsweise zulässigen Vergnügungsstät-
ten sind gem. § 1 (6) nicht zulässig.

3. Einzelhandelsbetriebe folgender Branchen sind ausnahmsweise zu-
lässig:
- Getränkemarkt
- Großteilige Sportgeräte (z.B. Surfbretter, Fahrräder), Waffen,

Campingartikel
- Möbel, Kücheneinrichtungen, Elektrogroßgeräte (sog. weiße Wa-

re), Elektroinstallationsbedarf, Büromöbel, Beleuchtungskörper,
Teppiche, Fußbodenbeläge u.ä.

- Gartenbedarf, Pflanzen, ohne Schnittblumen
- Baustoffe, Baumaterialien, Werkzeuge, Maschinen
- Farben, Lacke, Malerbedarf
- KFZ, Auto- und Motorradzubehör, Fahrräder
- Kohle, Mineralölerzeugnisse

4. Ausnahmsweise sind auf den überbaubaren Grundstücksflächen un-
tergeordnete Verkaufsflächen für eigenproduzierte Waren (Fabrikver-
kauf) als Nebenanlagen zulässig. Dies gilt nicht für Betriebe des Le-
bensmittelhandwerks. (§ 8 (2), (3)  BauNVO i.V.m. § 1 (5), (6)
BauNVO und  § 14 (1) Satz 1 BauNVO).

5. Ausnahmsweise ist pro Grundstück eine Wohnung für Aufsichts- und
Bereitschaftspersonen oder für Betriebsinhaber bzw. Betriebsleiter
zulässig, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in
Grundfläche und Baumasse untergeordnet ist. Die in Satz 1 festge-
setzte Zuordnung ist erst gegeben, wenn zumindest mit dem Bau der
Gewerbebetriebes  zulässigerweise begonnen wurde. § 9 Abs. 1, Nr.
6 BauGB i.V.m. § 8 Abs. 3, Ziff. 1 BauNVO.

6. In den mit GE 1 bezeichneten Gewerbegebietsflächen entlang der
Autobahn gilt Ziffer 1 - 4; Wohnungen gemäß § 8 Abs. 3 Ziff. 1
BauNVO sind nicht zulässig.

1.1.2 Eingeschränktes Gewerbegebiet (GEe)
§ 8 BauNVO i.V.m. § 1 (4) BauNVO

Im eingeschränkten Gewerbegebiet sind die nach Ziffer 1.1.1.1 bis
1.1.1.5  festgesetzten baulichen Anlagen zulässig, sofern diese das
Wohnen nicht wesentlich stören.
Im GEe zwischen der Hohenzollernstraße und den Planstraße A und B
sind Wohnungen nur in der mit GEe1 bezeichneten Fläche zulässig. Zif-
fer 1.1.1.5 gilt entsprechend.

1.2 Öffentliche und private Grünflächen
§ 9 (1) Nr. 15 BauGB, § 74 (1) LBO

Innerhalb der öffentlichen und privaten Grünflächen werden Flächen für
folgende besondere Nutzungszwecke festgesetzt:

1.2.1 Dauerkleingartenanlagen
§ 9 (1) Nr. 15 BauGB, § 74 (1) LBO

Zulässig sind Geschirrhütten / Gartenlauben für die kleingärtnerische
Nutzung bis zu einer Baumasse von 15 cbm. Sie dienen ausschließlich
der Unterbringung der zur gärtnerischen Nutzung notwendigen Geräte
und dürfen nur zum stundenweisen Aufenthalt dienen. Eine dauernde
oder vorübergehende Wohnnutzung ist nicht zugelassen, ebenso keine
Trockenaborte.
Es ist nur ein Geschoß zulässig. Unterkellerungen sind nicht zugelassen.
Die Gebäudehöhe darf gemessen, von der festgesetzten Geländeober-
fläche bis zum Schnittpunkt  von Außenwand und Dachfläche höchstens
2,15 m, die Firsthöhe höchstens 2,8 m betragen. Die Geschirrhütten
müssen mit Satteldach und einer rot bis rotbraunen Ziegeleindeckung
versehen werden, Holzverschalungen erhalten und mit einer dunkelbrau-
nen Farbe gestrichen werden.
Wegen der Gestaltung der Einfriedigung wird auf Ziff. 11.4.2 verwiesen.
Stellplätze sind nicht zulässig.

1.2.2 Spielplätze, Bolzplatz, Obstbaumwiese
§ 9 (1) Nr. 15 BauGB
Innerhalb der festgesetzten Flächen sind die mit der wesensmäßigen
Nutzung verbundenen, notwendigen baulichen Anlagen zulässig.

1.3 Flächen für die Landwirtschaft
§ 9 (1) Nr. 18 BauGB
Innerhalb der festgesetzten Flächen sind die mit der wesensmäßigen
Nutzung verbundenen, notwendigen baulichen Anlagen zulässig.

1.4 Flächen für die Errichtung von Anlagen für die Kleintierhaltung
§ 9 (1) Nr. 19 BauGB, § 74 (1) LBO

Innerhalb der festgesetzten Flächen sind auf der durch Baugrenzen nä-
her festgesetzten Fläche zweckgebundene bauliche Anlagen (z.B. Ver-
einsheim, Kleintierställe) mit dem Nutzungsmaß entsprechend dem Plan-
einschrieb zulässig. Die Gebäude müssen mit Satteldach und einer rot
bis rotbraunen Ziegeleindeckung versehen werden, für die Fassadenge-
staltung gilt Ziff. 1.2.1. entsprechend. Wegen der Gestaltung der Stell-
plätze wird auf Ziff. 4.3, wegen der Einfriedigung wird auf Ziff. 11.4.2
verwiesen.

2.0 Maß der baulichen Nutzung
§ 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 (2) Nr. 4, 18 (1) BauNVO

2.1 Höhenlage der Gebäude
Die Höhenlage der Gebäude richtet sich nach der Erdgeschoßfußboden-
höhe; diese entspricht der Höhe der Oberkante des Fahrbahnbelags der
Erschließungsstraßen. Von dieser kann nach oben und unten bis zu
0,5 m abgewichen werden.
Die Höhenlage der Gebäude in den GEe - Flächen entlang der Hohen-
zollernstraße richtet sich nach der Oberkante des Fahrbahnbelags der
Hohenzollernstraße.

2.2 Gebäudehöhe (Firsthöhe, Traufhöhe)
Die Gebäudehöhe (Firsthöhe) wird als Obergrenze durch Planeinschrieb
festgesetzt. Sie wird von der festgelegten Erdgeschoßfußbodenhöhe ge-
messen, und zwar bei geneigten Dächern bis zur Firstoberkante, bei

Flachdächern bis zur Oberkante Attika und bei Sheddächern bis Oberkante First
des Shedaufbaues.
Die Traufhöhe darf, gemessen von der Erdgeschoßfußbodenhöhe bis zur
Schnittkante Außenwand / Dachhaut die im Plan festgesetzten Werte
nicht übersteigen.
Diese Höhen dürfen für besondere betriebliche Einrichtungen, z.B. not-
wendige technische Aufbauten wie Lüftungsanlagen, Aufzugs-und Auf-
gangsbauten ausnahmsweise um max. 3 m überschritten werden, wenn
ihre Grundfläche max. 10 % der überbauten Fläche beträgt und klimati-
sche / städtebauliche Gründe nicht entgegenstehen.

2.3 Garagengeschoßflächen
§ 21a (4) Nr. 3 BauNVO
Zur Erhaltung von privaten Grünflächen können die Flächen notwendiger
Stellplätze oder Garagen innerhalb von Vollgeschossen bei der Ermitt-
lung der zulässigen Geschoßfläche als Ausnahme unberücksichtigt blei-
ben, wenn die entsprechenden Flächen auf den Grundstücken als Grün-
flächen zusätzlich angelegt werden und entsprechend der Festsetzung
Ziff. 9.2.8 bepflanzt werden.

3.0 Bauweise § 22 BauNVO

3.1 Abweichende  Bauweise § 9 (1) 2 BauGB, § 22 (4) BauNVO

a 1: Es gelten die Bestimmungen über die offene Bauweise gem.
§ 22 (2) BauNVO mit einer Längenbegrenzung der Gebäude auf
40 m.

a 2 : Es gelten die Bestimmungen über die offene Bauweise gem. § 22
(2) BauNVO ohne Längenbegrenzung der Gebäude.

4.0 Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen
§ 9 (1) Nr. 4 BauGB i. V.m. § 14 (1) BauNVO u. §  23 (5) BauNVO, § 74
(1) Nr. 5 LBO

4.1 Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen im GE, GE 1, im GEe und im
GEe 1 sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen und auf
den dafür festgesetzten Flächen zulässig.

4.2 Nebenanlagen mit Einrichtungen für die Kleintierhaltung sind im GE, GE
1  im GEe und im GEe 1 nicht zulässig (§ 14 (1) BauNVO).

4.3 Ebenerdige Stellplätze sind einzugrünen und in nicht bodenversiegelnden
Belägen (Rasenpflaster, Schotterrasen, Spurplatten o.ä.) herzustellen.
Nach jedem 5. Stellplatz ist ein großkroniger, heimischer Baum zu pflan-
zen und zu erhalten (Pflanzliste 1 und 7).

4.4 Pro Baugrundstück ist ein Anschluß von 6,00 m Breite an die öffentliche
Verkehrsfläche zulässig.
Ausnahmsweise kann im Einzelfall aus betriebstechnischen Gründen und
bei Eckgrundstücken eine weitere Ein- / Ausfahrt von max. 6,00 m Breite
angelegt werden, wenn gestalterische Ausgleichsmaßnahmen i.S. von
Ziff. 9.2.8 getroffen werden.

5.0 Verkehrsflächen § 9 (1) Nr. 11 BauGB

5.1 Die Aufteilung der Verkehrsflächen gilt als Richtlinie.

6.0 Aufschüttungen, Abgrabungen für Verkehrsflächen
§ 9 (1) Nr. 11, 25 BauGB

Soweit im Plan nichts anderes festgesetzt ist, werden die an die öffentli-
chen Verkehrsflächen angrenzenden Grundstücksflächen bis zu einer ho-
rizontalen Entfernung von 1,5 m von der Straßenbegrenzungslinie an ge-
messen als Fläche für Aufschüttungen und Abgrabungen zur Herstellung
des Straßenkörpers festgesetzt.
Der Straßen- bzw. Gehwegbegrenzungsstein einschl. Hinterbeton (Breite
= 0,25 m, Tiefe = 0,4 m) darf auf der an die öffentliche Fläche angrenzen-
den Grundstücksfläche angelegt werden.
Die Herstellung der Böschungen kann entfallen, soweit sie wegen Verän-
derungen der angrenzenden Geländeoberfläche nicht erforderlich sind.

7.0 Flächen für die Führung von Versorgungsanlagen und Leitungen
§ 9 (1) 13 BauGB

7.1 Im Nordosten des Baugebiets verläuft eine 20 KV-Leitung von Ludwigs-
burg-West nach Markgröningen der Neckarwerke AG.
Der Schutzstreifen der 20 KV-Leitung beträgt 13 m  links und rechts der
Leitungsachse. Außerhalb des Schutzstreifens wird keine Beschränkung
der Bauhöhe vorgeschrieben. Innerhalb des Schutzstreifens, also bei Un-
terbauung der Leitung, ist ein Abstand von 3 m zu den Leiterseilen einzu-
halten, gemessen bei größtem Durchhang, der bei + 40 oC auftritt. Bei
Dächern mit einer Neigung von  > 15 Grad ist ein Abstand von 3 m und
bei Dächern < = 15 Grad ein Abstand von 5 m zwischen Leiterseil und
nächstem Bauwerksteil vorgeschrieben. Auf dem Flurstück 5738 befindet
sich ein Maststandort der o.g. 20KV-Leitung.Um die Standfestigkeit des
Mastens zu erhalten ist ab einem Radius von 2 m um den Mast ein Er-
dauflastkegel von 45 Grad zu berücksichtigen.

7.2 Von Nord nach Süd verläuft eine 380 KV Fernleitung für die überörtliche
Versorgung. Der Schutzstreifen beträgt 21 m links und rechts der Lei-
tungsachse.
Außerhalb des Schutzstreifens wird keine Beschränkung vorgeschrieben.
Bei Bebauung innerhalb des Schutzstreifens muß das Baugesuch den
Energieversorgungsunternehmen als Träger öffentlicher Belange zugäng-
lich gemacht werden.
Die Leitung ist beidseitig der Leitungsachse auf die Breite von 12 m von
jeglicher Bebauung freizuhalten mit Ausnahme von begehbaren Flach-
dachgaragen mit einer maximalen Gebäudehöhe von 2.50 m. Bepflan-
zung bis zu 3 m  Endwuchshöhe ist zulässig.
Bis zu einer Höhe von 4 m ist eine eingeschränkte Bebauung auf einer
Breite von 12 m bis 21 m zulässig.
Der Masten muß anfahrbar und im Bereich von R = 15 m von jeglicher
Bebauung freigehalten werden.

7.3. Sonstige Leitungsrechte

7.3.1 LR 1: Bodenseewasserversorgung
Zugunsten der Bodenseewasserversorgung  (BWV)  wird ein Leitungs-
recht (LR 1) von je 3.0 m Breite beidseits der Rohrachse festgesetzt. Im
Bereich des Leitungsrechts ist eine tiefwurzelnde Bepflanzung nicht zuläs-
sig. Innerhalb des Leitungsrechts ist Geländeabtrag nicht zulässig.

7.3.2 LR 2: Verschiedene Leitungsträger
Zugunsten verschiedener  Leitungsträger wird ein Leitungsrecht (LR 2)
von 6,0 m  Breite  festgesetzt. Im Bereich des Leitungsrechts dürfen keine
Sträucher und Bäume angepflanzt werden.

7.3.3 LR 3: Telekom
Zugunsten der Telekom wird ein Leitungsrecht von 1,60 m Breite festge-
setzt. Der Bereich des Leitungsrechts muß von Einwirkungen auf Grund
und Boden freigehalten werden. Bepflanzungen sind bis zu einer Wurzel-
tiefe von 0,70 m zulässig. Landwirtschaftliche Bearbeitung ist ebenso nur
bis zu einer Tiefe von max. 0,70 m zulässig.

8.0 Flächen für Aufschüttungen § 9 (1) 17 BauGB, § 74 (1) LBO
Innerhalb der im Plan festgesetzten Fläche sind Aufschüttungen bis zu ei-
ner Höhe von 2,5 m zulässig. Dabei ist zur Hohenzollernstraße hin ein Bö-
schungsverhältnis von 1:3, zur Bebauung hin von 1: 2 einzuhalten.

9.0 Grünordnung: Flächen für Pflanzbindungen und Pflanzgebot, Begrü-
nung der öffentlichen und privaten Grünflächen und der Grund-
stücke
§ 9 (1) Nr. 10,15, 20, 25 a und b BauGB, §§ 10 (1), 74 (1) LBO

9.1 Pflanzbindungen

9.1.1 Die als öffentliche und private Grünfläche festgesetzten Flächen sind ge-
mäß Ziff. 9.2.6 und gem. Ziff. 9.2.8 zu erhalten oder  gemäß pz 6 zu be-
pflanzen und so zu erhalten. Die Flächen sind von Über- und Unterbauun-
gen sowie Ablagerungen freizuhalten.

9.2 Pflanzgebote

9.2.1 Pflanzgebot für Vorgärten mit Stellplätzen und Zufahrten- pz 1
(s. GOP, Ziff. 7)

Die mit pz 1 festgesetzten Flächen sind gärtnerisch anzulegen und zu un-
terhalten. Sie sind von Über- und Unterbauungen freizuhalten und dürfen
nicht als Arbeits- oder Lagerflächen genutzt werden. Stellplätze und Zu-
fahrten sind auf max. 60 % der Flächen zulässig. Die Flächen für den ru-
henden Verkehr sind wasserdurchlässig und begrünt zu gestalten. Das
Verhältnis von Traggerüst und unbefestigter Fläche muß dabei minde-
stens 1:1 betragen (s. Ziff. 4.3). Alle 12,0 m ist ein großkroniger, heimi-
scher Laubbaum (Stammumfang zur Pflanzzeit mind. 20 cm in 1 m Höhe)
zu pflanzen und so zu erhalten (siehe Pflanzenlisten 3 und 7). Abweichun-
gen im Einzelfall bis zu 2,0 m sind zulässig.

9.2.2 Pflanzgebot für Vorgärten - pz 2   (s. GOP, Ziff. 6)

Die mit pz 2 festgesetzten Flächen sind gärtnerisch anzulegen und zu un-
terhalten. Sie sind von Über- und Unterbauungen freizuhalten und dürfen
nicht als Arbeits- oder Lagerflächen genutzt werden. Je 150 qm Grund-
stücksfläche ist ein großkroniger, heimischer Laubbaum (Stammumfang
zur Pflanzzeit mind. 20 cm in 1 m Höhe) zu pflanzen und so zu erhalten
(siehe Pflanzenlisten 3 und 7).

9.2.3 Pflanzgebot für Waldgehölzstreifen - pz 3   (s. GOP, Ziff. 10)

Die mit pz 3 festgesetzten Flächen (öffentliche Grünfläche) dienen als Ab-
standsflächen zum benachbarten Wohngebiet "Löscher". Sie sind als
dicht abgepflanzte Böschungsflächen mit standortgerechten Gehölzarten
gem. Planzenliste 1 und 2 auszubilden.

9.2.4 Pflanzgebot für Feldgehölzstreifen (Ortsrandgestaltung) - pz 4
(s. GOP, Ziff. 9)

Die mit pz 4 festgesetzten Flächen sind als Feldgehölzstreifen mit Gehöl-
zen der Pflanzenliste 1 + 2 auszubilden. Auf der mit pz 4 belegten Fläche
im Bereich des Flurstücks Nr. 5742 sind zwei Überfahrtsmöglichkeiten für
Fahrverkehr mit je max. 7,0 m Breite zulässig. Hier sind ebenfalls die fest-
gesetzten Leitungsrechte (LR 1 und LR 2) zu beachten.

9.2.5 Pflanzgebot für klimabedingte Freihalteflächen - pz 5
(s. GOP, Ziff. 5)

Die mit pz 5 festgesetzten Flächen sind gemäß LBO gärtnerisch anzule-
gen und zu unterhalten. Sie dürfen weder über- noch unterbaut werden.
Sie sind mit standortangepaßten Sträuchern sowie Stauden der Pflanzen-
listen 3  zu bepflanzen und so zu erhalten und zu pflegen.

9.2.6 Pflanzbindung für öffentliche und private Grünflächen - pz 6
(s. GOP, Ziff. 2)

Innerhalb der mit pz 6 festgesetzten Flächen sind die vorhandenen Ge-
hölze, Einzelbäume, Baum- und Strauchgruppen zu erhalten und bei Aus-
fall zu ergänzen.

9.2.7 Pflanzgebot für Verkehrsgrün, öffentliche Parkplätze und sonstiges Stras-
senraumbegleitgrün auf öffentlichen Flächen und Grundstücken
(s. GOP, Ziff. 8 und 11)

Die als Verkehrsgrün festgesetzten Flächen sind als Grünflächen anzule-
gen und zu unterhalten. Eine Einbindung und Gliederung der Stellplätze
durch Pflanzflächen mit Bäumen ist vorzunehmen. Bei Senkrechtaufstel-
lung der Parkplätze soll - falls im Plan nicht anderweitig festgesetzt - nach
mind. jedem vierten Stellplatz ein Baumquartier erstellt werden, bei
Längsaufstellung nach mind. jedem zweiten Stellplatz.
Auf den mit  Kreis und weißem Innenkreis festgesetzten Baumstandorten
sind Laubbäume der Pflanzenliste 4 (s. Anhang) anzupflanzen und zu un-
terhalten, deren Stammumfang beim Pflanzen in 1 m Höhe mindestens
0,20 m beträgt. Abweichungen von den festgesetzten Baumstandorten
sind bis zu 2,00 m zulässig.
Zur Unterpflanzung von Hochstämmen sind die Sträucher und robusten
bodendeckenden Stauden der Planzenliste 5 (s. Anhang) zu verwenden.
Für weitere Strauchpflanzungen sind die Arten der Pflanzenliste 6 (s. An-
hang) zu entnehmen.
Zur Begrünung von Tiefgaragen sind geeignete, standortgerechte Laub-
gehölze zu verwenden. Durch entsprechende Substratmodellierungen
sollen die Möglichkeiten zur Pflanzung von Großsträuchern und kleinkro-
nigen Bäumen geschaffen werden.

9.2.8 Pflanzgebot für private Grundstücksflächen   (s. GOP, Ziff. 3)

Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen und die nicht überbauten
Teile der überbaubaren Grundstücksflächen sind im Hinblick auf ihre Be-
deutung als Lebensraum für Pflanzen und Tiere als Grünfläche möglichst
naturnah zu gestalten und zu unterhalten. Sie sind mit standortangepaß-
ten Laubbäumen ( je 150 qm Fläche 1 Baum), Sträuchern und Stauden
der Pflanzenliste 7 (s. Anhang) zu bepflanzen und zu pflegen.
Werden die Flächen unterbaut, so muß die Stärke der Vegetationsschicht
mind. 30 cm betragen.
Werden die Flächen als Arbeits- oder Lagerflächen genutzt, sind sie was-
serdurchlässig zu gestalten.

9.3 Dachbegrünung (s. GOP, Ziff. 12)

9.3.1 Dächer bis zu 15 Grad Neigung sind flächig zu begrünen und zu unterhal-
ten (Aussaat von Gräsern und Wildkräutern o.ä., Anpflanzen von boden-
deckenden Gehölzen). Das Kultursubstrat darf 10 cm Aufbaustärke nicht
unterschreiten.

9.3.2 Der die überbaubare Fläche überschreitende Anteil von Tiefgaragen ist

Bauordnungsrechtliche  Festsetzungen

mit einer intensiven Dachbegrünung fachgerecht anzulegen und dauernd zu un-
terhalten. Die Schichtdicke der Vegetationsschicht (Substrat) muß mind.
50 cm betragen.

9.4 Fassadenbegrünung
Alle Süd- und Südwestfassaden sind mit Hilfe von Vegetationssystemen
an den Gebäudewänden zu begrünen und zu unterhalten. Die Rank-
und Kletterpflanzen entsprechend der Pflanzliste 8
(s. Anhang) sind in Abstimmung mit der Fassadenabwicklung und im
Höchstabstand von 8,0 m zu pflanzen. Ausnahmen im Einzelfall sind zu-
lässig.

10.0 Flächen für Geh-, Fahr- und Leitungsrechte § 9 (1) Nr. 21 BauGB
Die Flächen für Geh-, Fahr- und Leitungsrechte sind gemäß § 31(1)
BauGB ausnahmsweise überbaubar.
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§ 74 LBO

11.0 Äußere Gestaltung der baulichen Anlagen
§ 74 (1) 1 LBO

11.1 Dachgestaltung

11.1.1 Die Dachform wird gemäß Planeinschrieb festgesetzt.

11.1.2 Dachdeckung: Bei Schrägdächern ab 25 Grad Neigung sind nichtglän-
zende Dachziegel  zu verwenden. Ausnahmen können bei Verwendung
von Solarenergie sowie bei vollflächiger Dachbepflanzung zugelassen
werden.

11.1.3 Dachaufbauten: Dachaufbauten sind nur als Ausnahme zulässig.

11.2 Fassadengestaltung

11.2.1 Fassaden sind in hellen Farbtönen zu halten,  Fassaden mit hohem
Wärmespeichervermögen sind nicht zugelassen (Verminderung der
Ausstrahlung bzw. der nächtlichen Abstrahlung).

11.2.2 Fensterlose Fassaden sind zu mind. 50 % durch Kletterhilfen mit Rank-
und Schlingpflanzen in geeigneter Weise zu begrünen ( z.B. Knöterich,
Waldrebe, Heckenschlinge, Efeu).

11.3 Werbeanlagen, Automaten
Werbeanlagen und Automaten sind in öffentlichen Grün- und Verkehrs-
flächen, in Flächen mit Pflanzzwang, an Gebäuden oberhalb der Brü-
stungsoberkante des 1. OG, bzw. wenn die Oberkante der Werbeanlage
höher als 5 m über Gelände liegt, unzulässig.
Das Anbringen der Werbeanlagen auf dem Dach oder dem Dachgesims

ist unzulässig. Werbeanlagen dürfen nur zur jeweiligen Erschließungsstraße hin
ausgerichtet sein.
Anlagen in grellen Farben und wechselndem Licht sind unzulässig (Orts-
randgestaltung).
Bei einer Schrifthöhe ab 80 cm sind nur Einzelbuchstaben zulässig,
großflächige Werbeplakattafeln sind unzulässig. Abweichend von § 52
(1) 32 LBO sind alle Werbeanlagen genehmigungspflichtig.
Aus Naturschutzgründen (§ 13 Bundesartenschutzverordnung,
BArtSchV) sind für die Beleuchtung von Betriebshöfen, Gebäuden und
Werbeanlagen nur Natrium-Niederdruckdampflampen zulässig.

11.4 Einfriedigungen

11.4.1 Einfriedigungen in den GE 1, GE, GEe 1 und GEe  - Flächen sind als
Drahtzäune bis 2,0 m Höhe (Bodenabstand 10 cm) nur zulässig, wenn
sie von öffentlichen Flächen mind. 1,0 m abgerückt und mit standortge-
rechten Gehölzen eingepflanzt werden bzw. mit Rank- und Schlingpflan-
zen begrünt werden. Unzulässig sind sie in den Vorgartenflächen in Ziff.
9.2.2.

11.4.2 Einfriedigungen der Flächen für Dauerkleingärten (Ziff. 1.2.2) sind als
Draht- oder Holzzaun bis 1,2 m zulässig, wenn sie mit standortgerechten
Gehölzen eingepflanzt bzw. mit Rank- und Schlingpflanzen begrünt wer-
den. Bei den Anlagen für die Kleintierhaltung sind nutzungsbedingte Ein-
friedigungen wie z.B. Koppelzaun, Holzpfosten mit Spanndrähten bis 1,8
m Höhe ausnahmsweise zulässig. In beiden Fällen ist ein Abstand zum
Boden von 10 cm zu halten

11.4.3 Einfriedigungen sind  abweichend von § 52 (1) 28 LBO genehmigungs-
pflichtig.

12.0 Verwendungsverbot von Brennstoffen § 9 (1) Nr. 23 BauGB

In Feuerungsanlagen dürfen Gas und Heizöl EL *1 nur dann verwendet
werden, wenn folgende Grenzwerte nicht überschritten werden.

Schadstoff Feuerungsart mg/m3

NO2 Heizöl EL bis 120 kW 138
NO2 Heizöl EL größer 120 kW 173

CO Heizöl EL bis 120 kW 92
CO Heizöl EL größer 120 kW 104

SO2 Heizöl EL 115

NO2 Erdgas 101
NO2 Erdgas, Heizmittel > 110˚ C 126

CO Erdgas 76
CO Erdgas, Heizmittel > 110˚ C 101

Nachrichtlich übernommene Festsetzungen / Hinweise

Davon ausgenommen sind dieselbetriebene Notstromanlagen sowie
Großfeuerungsanlagen im Sinne der 13. Verordnung zur Durchführung
des Bundesimmissionsschutzgesetzes vom 22. Juni 1983 (Großfeue-
rungsanlagen - VO - Bundesgesetzblatt I. S. 719) in der jeweils gültigen
Fassung. Andere Brennstoffe dürfen nicht verwendet werden.
Offene Kamine dürfen nur gelegentlich betrieben werden. In ihnen darf
nur naturbelassenes stückiges Holz nach § 3 Abs. 1 Nr. 4 BImSchV ein-
gesetzt werden. Dieses gilt nicht für offene Kamine, die mit geschlosse-
nen Feuerraum betrieben werden, wenn deren  Wärmeabgabe bestim-
mungsgemäß überwiegend durch Konvektion erfolgt.

*1  im Sinne von §§ 2, 3 der 3. Verordnung zur Durchführung des Bundesimmissions-
schutzgesetzes vom 15. März 1974 (Bundesgesetzblatt I, S. 721) in der jeweils gültigen
Fassung.

C
§ 9 (6) BauGB

13.0 Amt für Wasserwirtschaft und Bodenschutz, Besigheim
Im Hinblick auf Wasserdichtheit und Beständigkeit sind sämtliche Ent-
wässerungsanlagen nach dem Stand der Technik auszuführen.
- Wird bei den Bauarbeiten Grundwasser erschlossen, ist dies gemäß §

3 (4) Wassergesetz der Unteren Wasserbehörde anzuzeigen.
- Für eine evtl. notwendige Grundwasserabsenkung während der Bau-

zeit und eine Grundwasserumleitung während der Standzeit der Ge-
bäude bzw. der Kanäle ist eine wasserrechtliche Erlaubnis erforder-
lich. Eine dauernde Grundwasserabsenkung ist nicht zulässig.

- Bei gering belasteten Verkehrsflächen sind wasserdurchlässige Belä-
ge unter Berücksichtigung des Grundwasserschutzes zu verwenden.

Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bodenschutzgeset-
zes (BodSchG), insbesondere auf § 4, wird hingewiesen. In diesem Sin-
ne gelten für jegliche Bauvorhaben die getroffenen Regelungen zum
Schutz des Bodens (siehe "Beiblatt" des Amtes für Wasserwirtschaft und
Bodenschutz, Besigheim).

14.0 Landesdenkmalamt (LDA) - Archäologische Denkmalpflege, - Stuttgart
Beim Vollzug der Planung (Bau- und Erschließungsmaßnahmen) können
bisher unbekannte Funde entdeckt werden. Dies ist unverzüglich dem
LDA anzuzeigen. (Meldepflicht von Bodenfunden, § 20 Denkmalschutz-
gesetz).

15.0 RWE - Leitung
Bauvorhaben im Bereich der Schutzzone der RWE-Leitung sind mit der
RWE in Essen abzustimmen.

16.0 Erdbebenzone 2
Das Baugebiet liegt in der seismischen Zone 2 (Karte der Erdbebenzo-
nen Baden-Württemberg). Die DIN 4148 Teil 1 ist zu beachten.

17.0 Bauvorhaben an Bundesautobahnen
Bauvorhaben längs der Bundesautobahn A 81 in einer Entfernung bis zu
100 m bedürfen der Zustimmung der obersten Straßenbaubehörde. Die-
se Baugesuche sind dem Autobahnbetriebsamt Heilbronn zur Stellung-
nahme vorzulegen.
Bei möglicher Blendwirkung sind Abschirmmaßnahmen wie Gebäudevor-
schaltungen, Pflanzungen oder Blendschutzzäune zu treffen.

D Hinweise
18.0 Freiflächen- und Gestaltungsplan

Den Bauvorlagen ist für die Gestaltung der Außenanlagen der einzelnen
Grundstücke ein Freiflächen-Gestaltungsplan beizufügen. Dabei sind ins-
besondere vorhandene und geplante Geländehöhen, bestehende und
geplante Bäume (Pflanzbindungen und -gebote), Einfriedigungen, Auf-
schüttungen, Abgrabungen, Stützmauern, die für den Betriebsablauf be-
nötigten Erschließungs- bzw. evtl. Lagerflächen, Materialien, sonstige
Nutzungen der Freiflächen mit Pflanzplan, darzustellen (BauVorlVO v.
02.04.1984, GesBI S. 262, i.V.m. § 11 LBO) Die Berücksichtigung der
Darstellungen in diesem Plan ist der Baurechtsbehörde bei der Schlußab-
nahme nachzuweisen.

19.0 Altlastenverdächtige Fläche
Im Bebauungsplangebiet befindet sich die ehemalige Auffüllung "Unhol-
der Weg" (siehe  Planeintrag). Eine historische Erkundung ergab jedoch
derzeit keinen weiteren Handlungsbedarf. Im Bereich der zu überbauen-
den Flächen im Altablagerungsbereich sind vor Beginn der Bauarbeiten
Deponiegasmessungen durchzuführen. Anzahl und Lage der Meßpunkte
sind zu gegebener Zeit in Abstimmung mit dem Landratsamt festzulegen.

20.0 Regelung zum Schutz des Bodens
Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bodenschutzgeset-
zes (BodSchG),  insbesondere auf § 4, wird hingewiesen. In diesem Sin-
ne gelten für jegliche Bauvorhaben die getroffenen Regelungen zum
Schutz des Bodens (s. "Beiblatt" des Amtes für Wasserwirtschaft und bo-
denschutz Besigheim").

21.0 Lärmrichtwerte im GEe
Im eingeschränkten Gewerbegebiet sind nur die angegebenen Lärmricht-
werte (60 dBA für Tagzeit und 45 dBA für Nachtzeit gemäß DIN 18005)
zulässig.

22.0 Elektrosmog
Nach Angabe des Bundesamtes für Strahlenschutz sind bei den zur
Energieerzeugung gebräuchlichen Betriebsspannungen von 110 - 380 kV
in einem Abstand von etwa 60 - 80 m von Freileitungen im allgemeinen
die Feldstärkewerte (magnetische und elektrische)  so weit abgeklungen,
daß sie im Bereich zivilisatorisch bedingter Feldstärken im Haushalt lie-
gen.

Pflanzenliste 1
Quercus robur Stieleiche
Acer campestre Feldahorn
Carpinus betulus Hainbuche
Fagus sylvatica Rotbuche
Sorbus aucuparia Eberesche
Viburnum lantana Wolliger Schneeball
Corylus avellana Wald-Hasel
Euonymius europaeus Pfefferhütchen
Salix caprea Salweide
Salix alba Silberweide
Salix fragilis Bruchweide
Viburnum opulus Schneeball
Rhamnus frangula Faulbaum

Planzenliste 2

Acer campestre Feldahorn
Carpinus betulus Hainbuche
Cornus mas Kornelkirsche
Corylus avellana Hasel
Ligustrum vulgare Gemeiner Liguster
Crataegus monogyna Weiss-Dorn

Pflanzenliste 3

Sträucher:
Buddleia davidii Schmetterlingsstrauch
Cornus sanguineum Hartriegel
Weigela Hybr. Weigelie
Kolkwitzia amabilis Kolkwitzie
Rosa i.S. Rosen, verschiedene Sorten
Viburnum opulus Schneeball
Amelanchier canadensis Felsenbirne

Stauden:
Geranium i.S. Storchschnabel in Sorten
Waldsteinia i.S. Waldsteinie
Epimedium Elfenblume
Vinca minor Immergrün
Hedera helix Efeu

Pflanzenliste 4

Quercus robur Stieleiche
Acer platanoides Spitzahorn
Platanus acerifolia Platane
Sorbus aucuparia Eberesche
Tilia platyphyllos Sommerlinde
Ulmus glabra Bergulme
Fraxinus excelsior Esche
Acer platanoides Spitzahorn

Pflanzenliste 5

Sträucher:
Cornus sanguinea Roter Hartriegel
Kolkwitzia amabilis Kolkwitzie
Ligustrum vulgare Liguster
Mahonia aquifolium Maharie
Potentilla i.S. Fünffingerstrauch
Spiraea i.S. Spiraeen

Stauden:
Geranium i.S. Storchschnabel
Vinca minor Immergrün
Waldsteinia i.S. Waldsteinie

Pflanzenliste 6, s. Liste 3

Pflanzenliste 7

Hochstämme:
Sorbus aucuparia Eberesche
Ailanthus altissima Götterbaum
Catalysa bignonioides Trompetenbaum
Tilia cordata Winterlinde
Sophora japonica Schnurbaum
Malus - Arten Zierapfel

Sträucher:
Cornus mas Kornelkirsche
Amelanchier canadensis Felsenbirne
Ilex aquifolium Gewöhnliche Hülse
Viburnum burkwodii Duftender Schneeball
Buddleia davidii Schmetterlingsstrauch
Kolkwitzia amabilis Kolkwitzie
Prunus lantocerasus Kirschlorbeer
Spiraea i.S. Scheespiere

Unterpflanzung:
Hedera helix Efeu
Pachysandra terminalis Schlattengrün
Vinca minor Immergrün

Pflanzenliste 8

Aristolochia macrophylla Pfeifenwinde
Clematis i.S. Waldrebe
Hedera helix Efeu
Euonymus fortunei Spindelstrauch
Parthenocissus tricuspidata Wilder Wein
Parthenocissus guinquefolia "Engelmanii" Wilder Wein
Wisteria sinensis Glyzinie


